FRL Selbstbestimmte Teilhabe

Richtlinie
des Sachsischen Staatsministeriums
fur Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt
zur Forderung der selbstbestimmten Teilhabe
von Menschen mit Behinderungen
(FRL Selbstbestimmte Teilhabe)

Vom 20. Dezember 2022

Teil 1
Allgemeine Regelungen

l.
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1. Um Menschen mit Behinderungen eine gleichberechtigte Teilhabe zu gewahrleisten und ihnen
eine selbstbestimmte Lebensfiihrung zu erméglichen, werden auf der Grundlage von § 10 des
Sachsischen Inklusionsgesetzes vom 2. Juli 2019 (SachsGVBI. S. 542) insbesondere MaRnahmen
der Bewusstseinsbildung fur die Lage von Menschen mit Behinderungen, der Verbesserung der
Barrierefreiheit, der Einbeziehung in die Gemeinschaft, der Verbesserung der Mobilitat, der
Teilhabe am Arbeitsleben sowie der Teilhabe am politischen, 6ffentlichen und kulturellen Leben
von Menschen mit Behinderungen geférdert. Ziel ist es dabei, gemals § 1 Absatz 1 des
Sachsischen Inklusionsgesetzes, in Umsetzung des Ubereinkommens der Vereinten Nationen
vom 13. Dezember 2006 Uber die Rechte von Menschen mit Behinderungen (BGBI. 11 S. 1419,
1420) die Benachteiligung von Menschen mit Behinderungen zu beseitigen und zu verhindern
sowie ihre gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu gewahrleisten und ihnen
eine selbstbestimmte Lebensfihrung zu ermaglichen.

2. Der Freistaat Sachsen gewahrt nach MaRgabe dieser Richtlinie und der haushaltsrechtlichen
Bestimmungen, insbesondere der §§ 23, 44 und 44a der Sachsischen Haushaltsordnung in der
Fassung der Bekanntmachung vom 10. April 2001 (SachsGVBI. S. 153), die zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 21. Mai 2021 (SachsGVBI. S. 578) geadndert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung, und der dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften des Sachsischen
Staatsministeriums der Finanzen zur Sachsischen Haushaltsordnung vom 27. Juni 2005
(SachsABI. SDr. S. S 226), die zuletzt durch die Verwaltungsvorschrift vom 23. November 2022
(SachsABI. S. 1423) gedndert worden sind, zuletzt enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom
6. Dezember 2021 (SachsABI. SDr. S. S 178), in der jeweils geltenden Fassung, Zuwendungen zur
Unterstutzung der selbstbestimmten Teilhabe von Menschen mit Behinderungen auf der
Grundlage von § 10 des Sachsischen Inklusionsgesetzes vom 2. Juli 2019 (SachsGVBI. S. 542).

3. Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewahrung der Zuwendung besteht nicht. Vielmehr
entscheidet die Bewilligungsbehérde auf Grund ihres pflichtgemaRen Ermessens im Rahmen der
verfligbaren Haushaltsmittel.

.
Gegenstand der Férderung

Gefordert werden:
1. MaBnahmen zur Verbesserung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Leben in der
Gesellschaft,
2. MaBnahmen zur Starkung der Teilhabe an der Gestaltung 6ffentlicher Angelegenheiten,

3. inangemessenem Umfang notwendige Assistenzleistungen fur eine regelmaBige ehrenamtliche
Tatigkeit sowie

4. MalBnahmen im Bereich der Behindertenselbsthilfe der Stiftung Sachsische
Behindertenselbsthilfe - Otto Perl.

Il.
Zuwendungsvoraussetzungen

1. Gefoérdert werden MaBnahmen auf dem Gebiet des Freistaates Sachsen. In begrindeten
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Einzelfallen kann die Bewilligungsbehérde Ausnahmen zulassen.

2. MaBnahmen kénnen nur geférdert werden, solange und soweit fir sie nicht eine unmittelbare
Finanzierungsverpflichtung durch einen gesetzlich zustandigen Leistungstrager besteht.

3. Besondere Bestimmungen flr die einzelnen Férdergegenstande sind in Teil 2 geregelt.

V.
Verfahren

1. Bewilligungsbehdrde ist die Landesdirektion Sachsen.

Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie flur den Nachweis und
die Prifung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des
Zuwendungsbescheides und die Ruckforderung der gewahrten Zuwendung gilt die
Verwaltungsvorschrift zu § 44 der Sachsischen Haushaltsordnung, soweit nicht in dieser
Forderrichtlinie Abweichungen zugelassen worden sind.

3. Besondere Bestimmungen fur die einzelnen Férdergegenstande sind in Teil 2 geregelt.

Teil 2
Besondere Regelungen

l.
Verbesserung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen
am Leben in der Gesellschaft

1. Zuwendungszweck

Ziel der Forderung ist die Verbesserung der selbstbestimmten Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen

am Leben in der Gesellschaft. Die MaBnahmen dienen der Verwirklichung der in § 1 Absatz 1 des
Sachsischen Inklusionsgesetzes genannten Ziele.

2. Gegenstand der Foérderung
Gefordert werden insbesondere

2.1 Vorhaben zur Verbesserung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Leben in der
Gesellschaft einschlielSlich der Teilhabe am Arbeitsleben im Sinne des § 10 Absatz 1 Satz 1 des
Sachsischen Inklusionsgesetzes. Ausgeschlossen sind Inklusionsbetriebe nach § 215 des Neunten

Buches Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember 2016 (BGBI. | S. 3234), das zuletzt durch Artikel 13
des Gesetzes vom 24. Juni 2022 (BGBI. | S. 959) geandert worden ist.

2.2 MaBnahmen zur Starkung der Selbsthilfe sowie zur fachlichen Weiterentwicklung von Diensten
und offenen Angeboten, insbesondere
a) Veranstaltungen zur Verbesserung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Leben
in der Gesellschaft,
b) Erwachsenenbildung fir Menschen mit Behinderungen, wie zum Beispiel Seminare oder
Tagungen,

c) Fort- und Weiterbildung zur fachlichen Weiterentwicklung in ambulanten Diensten,
interdisziplinaren Frihforderstellen oder offenen Angeboten flir Menschen mit Behinderungen
und zur Weiterentwicklung der fachspezifischen Kompetenz der Beschaftigten und

d) trager-, fach- oder territorial Ubergreifende Vernetzung beziehungsweise Kooperation von
Einrichtungen, Diensten und Angeboten fir Menschen mit Behinderungen.

3. Zuwendungsempfanger

Zuwendungsempfanger sind geeignete juristische Personen des privaten und 6ffentlichen
Rechts, die zur Verwirklichung der in § 1 Absatz 1 des Sachsischen Inklusionsgesetzes genannten
Ziele beitragen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

Eine Forderung ist ausgeschlossen, wenn flr dasselbe Projekt eine Férderung nach der Richtlinie
Psychiatrie und Suchthilfe vom 17. Dezember 2019 (SachsABI. SDr. 2020 S. S 43), in der jeweils
geltenden Fassung, beantragt worden ist.

5. Artund Umfang, Héhe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird als Projektférderung im Wege einer Anteilfinanzierung in Form eines
Zuschusses gewahrt. Bei einer Zuwendung von bis zu 2 500 Euro erfolgt die Férderung im Wege
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einer Festbetragsfinanzierung.

5.2 Der Férdersatz betragt 90 Prozent der zuwendungsfahigen Ausgaben. Abweichend von
Nummer 5.2 Satz 1 betragt der Férdersatz im kommunalen Bereich 80 Prozent der
zuwendungsfahigen Ausgaben.

5.3 Der Eigenanteil im Projekt kann durch projektbezogene unbare Leistungen des
Zuwendungsempfangers erbracht werden. Diese kdnnen als Arbeitsleistungen in Form von
unbezahlten freiwilligen Arbeitsstunden erfolgen; die Stundenbewertung entspricht der Héhe des
jeweils gultigen Mindestlohns gemafd § 1 Absatz 2 des Mindestlohngesetzes vom 11. August 2014
(BGBI. I S. 1348), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juni 2022 (BGBI. | S. 969)
geandert worden ist. Der Wert der unbaren Leistungen darf 5 000 Euro pro MaBhahme nicht
Ubersteigen. Der Wert und die Art der unbaren Leistungen muss im Einzelnen in der
Antragstellung und im Verwendungsnachweisverfahren dargestellt werden.

5.4 Abweichend von Nummer 1.2 Satz 1 der Verwaltungsvorschrift zu § 44 der Sachsischen
Haushaltsordnung werden Zuwendungen auch bewilligt, wenn die Zuwendung im Einzelfall bis zu
2 500 Euro betragt. Bei kommunalen Kérperschaften werden Zuwendungen abweichend von
Nummer 1.1 Satz 1 der Verwaltungsvorschrift fir Zuwendungen des Freistaates Sachsen an
kommunale Kérperschaften (VVK) auch bewilligt, wenn die Zuwendung im Einzelfall bis zu
10 000 Euro betragt.

5.5 Zuwendungsfahig sind notwendige Personal- und Sachausgaben. Ausgaben flr Investitionen sind
nicht zuwendungsfahig.

5.6 Vorhaben kénnen vorbehaltlich verfligbarer Verpflichtungsermachtigungen mit einer maximalen
Dauer von bis zu drei Jahren bewilligt werden. Bei einem FortfUhrungsantrag Uber diesen
Zeitraum hinaus ist im Antrag auf die bisherige Férderung hinzuweisen und die Erforderlichkeit
zu begrunden.

6. Verfahren

6.1 Der Antrag auf Gewahrung einer Zuwendung ist spatestens 12 Wochen vor dem geplanten
Beginn der MaBnahme auf den entsprechenden Antragsformularen bei der Bewilligungsbehoérde
einzureichen. Die Bewilligungsbehdrde kann im Einzelfall Ausnahmen zulassen.

6.2 Uberregional tatige Verbande der Selbsthilfe von Menschen mit Behinderungen oder chronischen
Erkrankungen kdnnen an Stelle einzelner Projektantrage bis zum 31. Oktober eines Jahres einen
Gesamtantrag fir alle im Verlauf des Folgejahres geplanten Projekte stellen. Uber diesen
Gesamtantrag wird mit einem einheitlichen Bescheid entschieden. Von einem Uberregional
tatigen Verband ist in der Regel auszugehen, wenn der Verband in mindestens drei Landkreisen
oder Kreisfreien Stadten aktiv ist.

6.3 FUr nicht-kommunale Zuwendungsempfanger gilt das Auszahlungsverfahren nach Nummer 7.5
der Verwaltungsvorschrift zu § 44 der Sachsischen Haushaltsordnung. Abweichend von
Nummer 7.7 der Verwaltungsvorschrift zu § 44 der Sachsischen Haushaltsordnung sind
Teilauszahlungen unter 1 000 Euro zugelassen. Fir kommunale Zuwendungsempfanger gilt das
Auszahlungsverfahren nach Nummer 7.1 beziehungsweise 7.2 der Verwaltungsvorschrift fur
Zuwendungen des Freistaates Sachsen an kommunale Kdrperschaften (VVK). Abweichend von
Nummer 7.5 der Verwaltungsvorschrift fir Zuwendungen des Freistaates Sachsen an kommunale
Korperschaften (VVK) sind Teilauszahlungen unter 10 000 Euro zugelassen.

Il.
Starkung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen an der Gestaltung
offentlicher Angelegenheiten

1. Zuwendungszweck

Ziel der Foérderung ist die Starkung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen an der
Gestaltung offentlicher Angelegenheiten nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 des Sachsischen
Inklusionsgesetzes.

2. Gegenstand der Férderung

Gefdordert wird die satzungsmafRige Aufgabenwahrnehmung landesweit tatiger Organisationen
von Menschen mit Behinderungen, die dazu dient, die Belange von Menschen mit Behinderungen
in den Fokus von Entscheidungstragern zu rlcken.

3. Zuwendungsempfanger

Zuwendungsempfanger ist der eingetragene Verein Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe
Sachsen e. V. als Dachverband von Landesverbanden der Selbsthilfe von Menschen mit
Behinderungen im Freistaat Sachsen. Vergleichbare landesweit tatige Organisationen, die im
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Rahmen der Selbsthilfe tatig sind, kdnnen ebenfalls Zuwendungsempfanger sein, wenn sie nicht
durch wesentliche eigene Einnahmen oder anderweitige Férderungen getragen werden und an
der Gestaltung 6ffentlicher Aufgaben mitwirken. Das Staatsministerium fur Soziales und
Gesellschaftlichen Zusammenhalt kann dem Haushaltsgesetzgeber vergleichbare landesweit
tatige Organisationen vorschlagen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Der Zuwendungsempfanger muss einen Wirtschaftsplan vorlegen. Der Plan muss alle zu
erwartenden Einnahmen und voraussichtlich zu leistenden Ausgaben sowie einen Organisations-
und Stellenplan enthalten. Eine Ubersicht tiber das Vermégen und die Schulden sowie Uber die
voraussichtlich einzugehenden Verpflichtungen zu Lasten kunftiger Jahre ist als
Anlage beizufliigen, soweit sich dies nicht schon aus den Bilanzen oder dem Wirtschaftsplan
ergibt.

4.2 Tatigkeitsbereich und Sitz des Zuwendungsempfangers mussen sich im Freistaat Sachsen
befinden.

4.3 Voraussetzung fur die Zuwendung ist der Nachweis der Gemeinnutzigkeit durch den
Zuwendungsempfanger.

4.4 Der Zuwendungsempfanger muss von der Pauschalférderung durch die Krankenkassen
ausgeschlossen sein.

4.5 Die Zuwendung wird an die Auflage einer jahrlichen Testierung durch einen Wirtschaftsprifer
gebunden. Testiert werden soll die zweckentsprechende sowie wirtschaftliche und sparsame
Verwendung der Zuwendung.

5. Artund Umfang, Héhe der Zuwendung

Die Zuwendung wird im Rahmen einer institutionellen Férderung als Anteilfinanzierung gewahrt.
Der Fordersatz betragt bis zu 90 Prozent der zuwendungsfahigen Ausgaben. Zuwendungsfahig
sind alle Personal- und Sachausgaben, die zur Wahrnehmung der satzungsmafRigen Aufgaben
des Zuwendungsempfangers notwendig sind und im Rahmen des vom Zuwendungsgeber
gebilligten Wirtschaftsplans liegen. Das Wirtschaftsjahr ist das Haushaltsjahr.

6. Verfahren

Der Antrag auf Gewahrung einer Zuwendung ist bis zum 30. September des Vorjahres fir das
Folgejahr bei der Bewilligungsbehoérde einzureichen. Dem Antrag sind beizufligen:

- ein Wirtschaftsplan, der den direkten Vergleich zum Plansoll des laufenden Jahres sowie zum
Ist des Vorjahres ermdglicht,

- der Organisations- und Stellenplan fur das Forderjahr einschlieBlich einer Gegenlberstellung
zum laufenden Jahr,

- ein Jahresarbeitsplan, welcher die wesentlichen Ziele flr die Arbeit der Einrichtung im
Férderjahr umfasst,

- die aktuelle Satzung.

Es findet das Auszahlungsverfahren nach Nummer 7.3 der Verwaltungsvorschrift zu § 44 der
Sachsischen Haushaltsordnung Anwendung.

Il.
Notwendige Assistenzleistungen fiir eine regelmaBige ehrenamtliche Tatigkeit

1. Zuwendungszweck

Ziel der Forderung ist die Unterstitzung von Vereinen, die sich der Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen 6ffnen. Inklusives ehrenamtliches Engagement in Vereinen, in denen sich
Menschen mit und ohne Behinderungen engagieren, soll geférdert werden.

2. Gegenstand der Foérderung

Gefdrdert werden die Organisation und Finanzierung von in angemessenem Umfang
notwendigen Assistenzleistungen fur Menschen mit Behinderungen flr eine regelmaRige
ehrenamtliche (unentgeltliche) Tatigkeit in einem Verein. Assistenzleistungen sind Leistungen,
die dem Menschen mit Behinderungen die ehrenamtliche Tatigkeit ermdglichen. Notwendige
Assistenzleistungen umfassen zum Beispiel die Anschaffung von Braille-Unterlagen, die
Bereitstellung von Kommunikationshilfsmitteln, Informationen in Leichter Sprache, notwendige
Fahrtkosten oder Aufwandsentschadigungen.

3. Zuwendungsempfanger
Zuwendungsempfanger sind eingetragene Vereine, in denen sich Menschen mit Behinderungen
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als Vereinsmitglieder regelmaRig inklusiv ehrenamtlich engagieren.
4. Zuwendungsvoraussetzungen
Eine Zuwendung an den eingetragenen Verein wird nur gewahrt, wenn:
4.1 dessen Vereinsmitglieder nicht Uberwiegend Menschen mit Behinderungen sind,

4.2 das Vereinsmitglied mit Behinderungen seinen Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt im
Freistaat Sachsen hat,

4.3 das Vereinsmitglied mit Behinderungen im Besitz eines gultigen Schwerbehindertenausweises
ist,
4.4 fUr das Vereinsmitglied mit Behinderungen die Assistenzleistung notwendig ist,

4.5 das Vereinsmitglied mit Behinderungen sich durchschnittlich mindestens 50 Stunden jahrlich
ehrenamtlich engagiert und

4.6 fUr das Vereinsmitglied mit Behinderungen nicht Leistungen der Rehabilitationstrager fir
notwendige Assistenzleistungen erbracht werden.

Die notwendige Unterstitzung des Vereinsmitglieds mit Behinderungen soll, soweit mdglich,
vorrangig im Rahmen familidrer, freundschaftlicher, nachbarschaftlicher oder ahnlich
personlicher Beziehungen erbracht werden.

5. Art und Umfang, H6he der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird als Projektférderung im Wege einer Anteilfinanzierung in Form eines
Zuschusses gewahrt. Zuwendungsfahig sind Leistungen fur die notwendige Assistenz fur
Menschen mit Behinderungen. Die H6he der Zuwendung betragt bis zu 95 Prozent der
zuwendungsfahigen Ausgaben flr das sich regelmaBig ehrenamtlich engagierende
Vereinsmitglied mit Behinderung, jedoch maximal 1 000 Euro pro Haushaltsjahr.

5.2 Abweichend von Nummer 1.2 Satz 1 der Verwaltungsvorschrift zu § 44 der Sachsischen
Haushaltsordnung werden Zuwendungen auch bewilligt, wenn die Zuwendung im Einzelfall bis zu
2 500 Euro betragt.

6. Verfahren

Antrage auf Gewahrung einer Zuwendung sind schriftlich bis zum 31. Oktober des Vorjahres fur
das Folgejahr bei der Bewilligungsbehoérde einzureichen. Dem Antrag ist eine Liste der
Vereinsmitglieder beizufligen, flir die Leistungen flur die notwendige Assistenz beantragt werden.
Die Liste ist vom Verein Uber das Haushaltsjahr fortzufiUhren und um die Art der notwendigen
Assistenzleistung flr das Vereinsmitglied zu erganzen. Diese Liste ist mit dem
Verwendungsnachweis bei der Bewilligungsbehdrde einzureichen. Die notwendige Assistenz ist
gegeniber der Bewilligungsbehoérde glaubhaft zu machen. Die Ablehnung durch den
Rehabilitationstrager ist gegenuber der Bewilligungsbehdrde nachzuweisen. Es findet das
Auszahlungsverfahren nach Nummer 7.5 der Verwaltungsvorschrift zu § 44 der Sachsischen
Haushaltsordnung Anwendung. Abweichend von Nummer 7.7 der Verwaltungsvorschrift zu § 44
der Sachsischen Haushaltsordnung sind Teilauszahlungen unter 1 000 Euro zugelassen.

Iv.
Stiftung Sachsische Behindertenselbsthilfe - Otto Perl

1. Zuwendungszweck

Ziel der Forderung ist die Starkung und Weiterentwicklung der Behindertenselbsthilfe im
Freistaat Sachsen durch Zuschusse an die ,Stiftung Sachsische Behindertenselbsthilfe - Otto
Perl“ gemals § 5 Absatz 1 Nummer 4 des Gesetzes zur Errichtung einer ,,Stiftung Sachsische
Behindertenselbsthilfe - Otto Perl” in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. April 2006
(SachsGVBI. S. 95), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 2. Juli 2019 (SachsGVBI. S. 542)
geandert worden ist (Gesetz zur Errichtung einer ,,Stiftung Sachsische Behindertenselbsthilfe -
Otto Perl”).

2. Gegenstand der Férderung
Gefdrdert werden Mallnahmen im Bereich der Behindertenselbsthilfe der ,,Stiftung Sachsische
Behindertenselbsthilfe - Otto Perl” im Sinne von § 2 Absatz 2 und 4 des Gesetzes zur Errichtung
einer ,Stiftung Sachsische Behindertenselbsthilfe - Otto Perl”, die der Verwirklichung des
Stiftungszweckes dienen.

3. Zuwendungsempfanger
Zuwendungsempfanger ist die ,, Stiftung Sachsische Behindertenselbsthilfe - Otto Perl“

(Erstempfanger). Sie kann die Zuwendung in 6ffentlich-rechtlicher Form gemaf der
Nummer 12.4 der Verwaltungsvorschrift zu § 44 der Sachsischen Haushaltsordnung unter
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Beachtung ihrer Richtlinien und der Bestimmungen des Gesetzes zur Errichtung einer ,,Stiftung
Sachsische Behindertenselbsthilfe - Otto Perl” an die Letztempfanger weiterleiten.
Letztempfanger sind naturliche und juristische Personen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

Der Zuwendungsempfanger legt eine Projektliste mit der Bezeichnung der jeweiligen geplanten
Projekte einschlieflich der vorgesehenen jeweiligen projektbezogenen Ausgaben und
Zuwendungshdhe vor.

5. Art und Umfang, H6he der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird als Projektférderung im Wege einer Festbetragsfinanzierung als Zuschuss
gewahrt. Der Umfang des Zuschusses ergibt sich aus der Gesamtzuwendungshdhe der
vorgelegten Projektliste und ist auf die im mafigeblichen Kalenderjahr zweckentsprechend
veranschlagten Haushaltsmittel begrenzt.

5.2 Uber die Héhe der Zuwendung fiir die Einzelprojekte entscheidet in jeweiliger Zustéandigkeit der
Stiftungsrat oder der Stiftungsvorstand. Der Anteil der Zuwendung an den Projektausgaben kann
flr einzelne Projekte bis zu 100 Prozent betragen.

5.3 Zuwendungsfahig sind Personal- und Sachausgaben, die fir die Umsetzung der Vorhaben
notwendig sind. Personal- und Sachausgaben der Geschaftsstelle des Zuwendungsempfangers
sowie Ausgaben flur Investitionen sind nicht zuwendungsfahig.

5.4 Unterschreiten die Ausgaben des Erstempfangers fur die Férderung der Einzelprojekte den nach
5.1 gewahrten Festbetrag, dann wird die Zuwendung um den die Ausgaben Uberschreitenden
Betrag reduziert.

6. Verfahren

Der Antrag auf Gewahrung einer Zuwendung ist schriftlich bis zum 30. November des
vorangegangenen Kalenderjahres bei der Bewilligungsbehérde einzureichen. Dem Antrag ist die
unter Nummer 4 genannte Projektliste beizufigen.

Ein eventueller Austausch von Projekten der Projektliste bedarf der Anzeige gegenUber der
Bewilligungsbehdérde.

Der einfache Verwendungsnachweis ist zugelassen. Diesem sind die von dem Erstempfanger
geprtften Verwendungsnachweise der Einzelprojekte beizufligen. Projekten ab einer
Zuwendungshdhe von 10 000 Euro ist durch die Letztempfanger eine Belegliste beizufligen.
Es findet das Auszahlungsverfahren nach Nummer 7.5 der Verwaltungsvorschrift zu § 44 der
Sachsischen Haushaltsordnung Anwendung.

Teil 3
Inkrafttreten und AuBerkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt die RL Teilhabe vom
12. Marz 2020 (SachsABI. S. 289), zuletzt enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 23. November
2021 (SachsABI. SDr. S. S 230), auBer Kraft.

Dresden, den 20. Dezember 2022

Die Staatsministerin fUr Soziales und
Gesellschaftlichen Zusammenhalt
Petra Koépping

Anderungsvorschriften

Richtlinie des Sachsischen Staatsministeriums fur Soziales und Gesellschaftlichen
Zusammenhalt zur Anderung der FRL Selbstbestimmte Teilhabe

vom 26. Juli 2023 (SachsABI. S. 1138)

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 01.07.2023 Seite 6 von 6


https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/2218
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/1548#p44
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/18620

	Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums  für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Förderung der selbstbestimmten Teilhabe  von Menschen mit Behinderungen (FRL Selbstbestimmte Teilhabe)
	Teil 1  Allgemeine Regelungen
	I.  Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen
	II.  Gegenstand der Förderung
	III.  Zuwendungsvoraussetzungen
	IV. Verfahren
	Teil 2  Besondere Regelungen
	I.  Verbesserung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Leben in der Gesellschaft
	II.  Stärkung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen an der Gestaltung öffentlicher Angelegenheiten
	III.  Notwendige Assistenzleistungen für eine regelmäßige ehrenamtliche Tätigkeit
	IV. Stiftung Sächsische Behindertenselbsthilfe – Otto Perl
	Teil 3  Inkrafttreten und Außerkrafttreten

	Änderungsvorschriften

